Schrittmacher für offene Märkte by Koopmann, Georg
econstor
www.econstor.eu
Der Open-Access-Publikationsserver der ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
The Open Access Publication Server of the ZBW – Leibniz Information Centre for Economics
Nutzungsbedingungen:
Die ZBW räumt Ihnen als Nutzerin/Nutzer das unentgeltliche,
räumlich unbeschränkte und zeitlich auf die Dauer des Schutzrechts
beschränkte einfache Recht ein, das ausgewählte Werk im Rahmen
der unter
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
nachzulesenden vollständigen Nutzungsbedingungen zu
vervielfältigen, mit denen die Nutzerin/der Nutzer sich durch die
erste Nutzung einverstanden erklärt.
Terms of use:
The ZBW grants you, the user, the non-exclusive right to use
the selected work free of charge, territorially unrestricted and
within the time limit of the term of the property rights according
to the terms specified at
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
By the first use of the selected work the user agrees and
declares to comply with these terms of use.
zbw
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Leibniz Information Centre for Economics
Koopmann, Georg
Article
Schrittmacher für offene Märkte
Wirtschaftsdienst
Suggested citation: Koopmann, Georg (1998) : Schrittmacher für offene Märkte,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Vol. 78, Iss. 6, pp. 316, http://hdl.handle.net/10419/40067A
uf ihrem Gipfeltreffen am 18.
Mai in London beschlossen die
Repräsentanten der Europäischen
Union und der Vereinigten Staaten
von.Amerika die bilaterale Transat-
lantische Wirtschaftliche Partner-
schaft. Tags darauf in Genf, anläß-
lich des goldenen GÄTT-Jubiläums,
taten sie ihren Willen kund, das
multilaterale Handelssystem zu
stärken (und erzielten auch in der
Frage, wie dies zu bewerkstelligen
sei, eine Annäherung ihrer unter-
schiedlichen Positionen). Es stellt
sich die Frage, wie beidesVusam-
menhängt. Fördert oder behindert
der nordatlantische Regionalismus
die multilaterale Zusammenarbeit?
Ist er Baustein oder Stolperstein?
Eine handelspolitische Präferenz-
zone zwischen der EU und den USA
- oder zwischen Europäischem
Wirtschaftsraum und NAFTA-wäre
Sprengstoff für das internationale
Handelssystem. Auf die beiden
Regionen entfallen nahezu drei
Fünftel des Weltsozialproduktes
und der Weltexporte, während ihr
bilateraler Außenhandel jeweils nur
etwa ein Fünftelihres gesamten ex-
traregionalen Außenhandels aus-
macht. Ein exklusiver Abbau der bi-
lateralen Handelsschranken würde
daher voraussichtlich in beträchtli-
chem Umfang Handelsströme um-
lenken und die betroffenen Drittlän-
der benachteiligen. Dies wäre vor
allem im Agrarsektor der Fall, da
hier die Importprotektionsrate -
post Uruguay - in der EU noch im-
mer bei 70% und in den USA bei
30% liegt.
Mit Widerständen der Handels-
partner gegen eine nordatlantische
Freihandelszone wäre also zu rech-
nen; sie wäre auch intern kaum
politisch durchsetzbar. Auf dem
„Markt für Protektion" wird sich
nämlich gegen das mit Nachdruck
vertretene Interesse „sensibler"
Branchen wie der Landwirtschaft,
der Textil- und Bekleidungsindu-
strie und der Filmwirtschaft an einer
Beibehaltung bzw. Verstärkung der
Protektion im eigenen Land nur
schwer ein ähnlich stark artikulier-
tes Interesse des Exportsektors an
einer Verbesserung des Marktzu-
ganges in den Partnerländern mo-
bilisieren lassen, da in den übrigen
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Branchen die Handelsbarrieren be-
reits heute auf beiden Seiten sehr
niedrig sind. Aus dem gleichen
Grunde wäre andererseits eine auf
diese Branchen beschränkte Teilli-
beralisierung wenig ergiebig. Sie
würde außerdem gegen geltende
GATT-Bestimmungen verstoßen,
wonach in einer Freihandelszone
binnen zehn Jahren „annähernd
der gesamte Handel" liberalisiert
sein müßte.
Die nordatlantischen Handels-
partner könnten in den nichtsensi-
blen Branchen die Handelsschran-
ken jedoch auf Meistbegünsti-
gungsbasis abbauen. Dies wäre ein
systemkonformer Beitrag zur wei-
teren Liberalisierung des interna-
tionalen Handels und würde nicht
nur den Partnerländern selbst (mehr
als die präferentielle Liberalisie-
rung) nützen, sondern auch Dritt-
ländern. Darüber hinaus könnten
sie Elemente „tieferer Integration"
in die bilateralen Wirtschaftsbezie-
hungen einbauen, die über die reine
Handelsliberalisierung hinausgin-
gen und auf die multilaterale Ebene
übertragbar wären. Beispiele wä-
ren der Abbau technischer Han-
delshindernisse, die Technologie-
politik und die Wettbewerbspolitik.
Das pragmatisch angelegte Kon-
zept der Transatlantischen Wirt-
schaftlichen Partnerschaft könnte
multilaterale Schrittmacherdienste
der EU und der USA in diesen - und
anderen - Bereichen fördern.
Beim Abbau technischer Han-
delsschranken käme es in erster
Linie darauf an, das Prinzip der
gegenseitigen Anerkennung (Ur-
sprungslandprinzip) über die Prü-
fung der Konformität von Produk-
ten (und Herstellungsverfahren) mit
bestehenden technischen Vor-
schriften hinaus - entsprechende
bilaterale Abkommen wurden in
London unterzeichnet - auf die
technischen Vorschriften selbst
auszudehnen, bei denen es haupt-
sächlich um die Bereiche Gesund-
heit, Sicherheit, Verbraucher- und
Umweltschutz geht. Zugleich müß-
te gewährleistet sein, daß Drittlän-
der bilateralen Regelungen auf die-
sen Gebieten zu gleichen Bedin-
gungen beitreten können.
In der Technologiepolitik wäre
eine horizontale Begrenzung der
FuE-Subventionen über die in
der Uruguay-Runde vereinbarten
Schwellenwerte - 75% für industri-
elle Forschung und 50% für vor-
wettbewerbliche Entwicklung -
hinaus anzustreben. Auch sollte
den Unternehmen der Partnerlän-
der - und auf der Basis der Gegen-
seitigkeit auch Drittlandunterneh-
men - freier Zugang zu staatlichen
Technologieprogrammen gewährt
werden. Damit würde dem Charak-
ter der Forschung als einem inter-
nationalen öffentlichen Gut Rech-
nung getragen.
In der Wettbewerbspolitik haben
die EU und die USA ihr bilaterales
Kooperationsabkommen von 1991
am 4. Juni 1998 durch einen Zu-
satzvertrag ergänzt, in dem präzi-
siert wird, welche Wettbewerbs-
behörde in konkreten grenzüber-
schreitenden Wettbewerbsfällen
den Vortritt haben soll. Dies hilft,
dem Auswirkungsprinzip in der
Wettbewerbspolitik Geltung zu ver-
schaffen und gleichzeitig extraterri-
toriale Machtansprüche abzuweh-
ren. Allerdings besteht insbeson-
dere auf amerikanischer Seite
geringe Neigung, die bilaterale
Zusammenarbeit in ein multilatera-
les Regelwerk einzubetten. Eine
multilaterale Wettbewerbsregelung
müßte insbesondere verhindern,
daß industriepolitische Interessen
in der Wettbewerbspolitik die Ober-
hand gewinnen.
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